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Das Wichtigste in Kürze
Nicolas Sarkozy ist mit dem wiederholt vorgetragenen Anspruch angetreten, 
Frankreich grundlegend zu erneuern und eine Reihe überfälliger wirtschafts- und 
sozialpolitischer Strukturreformen zu realisieren. Man kann – analog zur Agenda 
2010 in Deutschland – durchaus von einer umfassenden Reformagenda à la fran-
çaise sprechen.
Eine Zwischenbilanz nach gut 18 Monaten zeigt, dass der Präsident auf diesem 
Weg vorangekommen ist. Er hat eine Vielzahl von Reformbaustellen eröﬀ net und 
Veränderungen vorangetrieben. Zwar haben der oft verwirrende Aktionismus Sar-
kozys, seine Sprunghaftigkeit, eine Reihe von politischen Kehrtwenden und auch 
unvermeidliche Fehler dazu geführt, dass der Reformkurs nicht immer klar vermit-
telt und sehr kritisch aufgenommen wurde. Auch hat der Präsident gerade in kon-
troversen, konfl iktträchtigen Fragen sehr vorsichtig agiert und seine Ambitionen 
zum Teil zurückgenommen. Schließlich haben die Finanz- und die Konjunkturkrise 
Aufmerksamkeit und Energien gebunden und von der Reformagenda abgelenkt.
Dennoch: In einer Reihe von Politikfeldern sind Veränderungen auf den Weg ge-
bracht worden. In der Arbeitsmarktpolitik ist vor allem die Schaﬀ ung eines Kom-
bilohns à la française und der Umbau der Arbeitsagentur zu nennen, während die 
angestrebte Flexibilisierung des Arbeitsrechts nur vorsichtig angegangen wurde 
und die symbolkräftige Aufweichung der 35-Stunden-Woche sich als kostspielig 
und nur begrenzt wirksam erweist.
Sind sich die Experten einig, dass Frankreich Erneuerung in der Angebotspolitik 
bedarf, so ist die Bilanz Sarkozys hier eher enttäuschend. Die im Attali-Bericht 
medienwirksam verkündete „Befreiung des Wachstums“ hat bislang nur im Einzel-
handel zu konkreten Maßnahmen geführt; ansonsten hat die Lobby der status-quo-
Bewahrer mehr Wettbewerb verhindert. Eine Mammutaufgabe, die Staatsreform, 
mit der auch eine Verschlankung der staatlichen Verwaltung verbunden ist, wurde 
mit Energie angegangen und hat zu zahlreichen Veränderungen geführt. Zahlreiche 
Anstöße zur Erneuerung des sozialen Dialogs haben frühere Reformansätze ener-
gisch weitergeführt und könnten längerfristig die sozialen Beziehungen verändern. 
Im Bereich der Sozialstaatsreform schließlich blieb der angekündigte große Wurf 
zur Reform der Finanzierung aus; die übrigen Reformen – etwa die Angleichung 
privilegierter Sonderregelungen für bestimmte Berufsgruppen bei der Rentenversi-
cherung – bewegten sich in der Kontinuität der Vorgängerregierungen.
Im Ergebnis zeigen sich Tragweite und Grenzen der Sarkozy-Methode, die auf der 
nahezu gleichzeitigen Öﬀ nung zahlreicher Reformbaustellen mit engen Zeitrahmen, 
auf einer extremen Zentralisierung der politischen Entscheidungen, aber auch 
auf der Beteiligung der Sozialpartner beruht. Trotz aller berechtigten Einzelkritik, 
und zahlreicher Rückzieher und zuweilen mangelnden Mutes gegenüber manchen 
Lobbygruppen: Nach jahrelangem Reformstau ist neue Bewegung in die französi-
sche Wirtschaft und Gesellschaft gekommen. Nun bleibt abzuwarten, ob Nicolas 

















Erneuerer, Demagoge, Zauderer? So 
schillernd, wie Nicolas Sarkozy sich 
auf der nationalen wie internationalen 
Bühne gibt, so unterschiedlich fallen 
auch die Urteile über seine Politik aus. 
Seine Wahl wurde überwiegend als 
Zeichen des Aufbruchs und einer neuen 
Reformbereitschaft gewertet. Selten 
zuvor hatte ein neu gewählter Präsident 
eine derart umfassende Reformagenda 
präsentiert und entsprechend hochge-
steckte Erwartungen geweckt. 
Mit seiner bisherigen Politik hat Ni-
colas Sarkozy im In- und Ausland ein 
wahres Wechselbad der Gefühle und 
Urteile erzeugt. Sein Hyperaktivismus 
hat Freunde, Gegner und Beobachter 
immer wieder in Verwirrung gebracht. 
Sein Reden wie sein Handeln widersetzt 
sich hartnäckig jeder einfachen ideo-
logischen Zuordnung. Dies macht die 
Beurteilung seiner Politik nicht einfach. 
Auf zahlreichen Feldern sind Verände-
rungen angestoßen, manchmal auch 
Tabus angegriﬀ en worden. Aber zwei 
von drei Franzosen beurteilten im Juni 
2008 die bisherige Politik als schlecht,1 
Experten vermissten eine klare Linie 
und kritisierten mangelnden Mut zu 
Reformen; manche sahen den Präsiden-
ten gar auf einem historischen Irrweg.2 
Im Herbst 2008 hat die internationale 
Finanz- und Wirtschaftskrise dieses Bild 
wiederum gewendet. Sarkozys schnelle 
und tatkräftige Reaktionen und seine 
vielfältigen Initiativen auf nationaler wie 
auf internationaler Ebene sind in Frank-
reich auf große Zustimmung gestoßen.3
Nachdem in den vergangenen Monaten die 
französische EU-Ratspräsidentschaft und 
das Krisenmanagement im Fokus standen, 
gerät die Reformpolitik wieder verstärkt 
in das Blickfeld – zu Recht: Politisch wird 
sich Nicolas Sarkozy an seinem eigenen 
Anspruch als Reform-Präsident messen 
lassen müssen; ökonomisch steht und fällt 
die Zukunft der französischen Wirtschaft 
mit der erfolgreichen Erneuerung seiner 
Arbeits- und Gütermärkte, seiner Wirt-
schafts- und Gesellschaftsordnung. Die 
folgende Analyse zur Reformagenda des 
Präsidenten (1.) und zu der seit Mai 2007 
betriebenen Reformpolitik (2.) erlaubt 
ein vorläufi ges Urteil über Tragweite und 
Grenzen des Erneuerungsprozesses in 
Frankreich (3.).





* Stellvertretender Direktor 
des dfi 
1 Nach Zahlen des Barome-
ters zur Wirtschaftspolitik 
von Les Echos und France 
Inter. Im Juni 2008 befür-
worteten 28% der Befragten 
die Wirtschaftspolitik, wäh-
rend 67% sie ablehnten.
2 Vgl. zum Beispiel die ver-
nichtende Abrechnung des 
Bankiers Jean Peyrelevade, 
Sarkozy: l’erreur historique, 
Paris, Plon 2008.
3 Auf die Frage, wie sie die 
Reaktion des Präsiden-
ten auf die Finanzkrise 
beurteilen, antworteten 
Anfang Dezember 2008 
56% mit „ziemlich gut“ bzw. 
„sehr gut“ gegenüber 43% 
(„ziemlich schlecht“, „sehr 
schlecht“). 52% (gegen 
35%) haben den Eindruck, 
dass Sarkozys Wirtschafts-
politik die neue, durch die 
Finanzkrise ausgelöste Lage 
berücksichtige. Le Figaro, 
5.12.2008.
1. Eine umfassende Reformagenda
Frankreich ist – wie seine Nachbarlän-
der – in den vergangenen Jahren unter 
erheblichen Veränderungsdruck geraten. 
Die Globalisierung und die dadurch ver-
schärfte Konkurrenz der Standorte, die 
im Zuge des EU-Binnenmarktes anste-
henden Öﬀ nungen und Liberalisierungen 
der Märkte sowie die Herausforderung 
der Wissensökonomie legten die struk-
turellen Schwächen der Wirtschaft in 
Bezug auf Wachstumspotenzial, Innovati-
on und Wettbewerbsfähigkeit oﬀ en. Vor 
diesem Hintergrund wurden die Ermü-
dungserscheinungen und die Verkrus-
tungen des französischen Nachkriegs-
Wirtschaftsmodells immer oﬀ enkundiger. 
Zahlreiche Expertenberichte haben diese 
Probleme wiederholt detailliert benannt 
und Reformvorschläge gemacht.4 So 
formulierte das linke Wirtschaftsmagazin 
Alternatives Économiques: „Die Mehrzahl 
der Ökonomen, ob sie nun der Linken 
oder der Rechten angehören, sind sich 
darin einig, dass Frankreichs Wirtschaft 
nicht an einem Nachfragedefi zit leidet 
[…], sondern an Problemen der Ange-
botsseite. Mehr als eine Konjunktur-
belebung braucht das Land also eine 
Politik, die die Strukturen der Wirtschaft 
verändert.“5
Während die Vorgängerregierungen 
aber selten den Mut zu strukturellen 
Reformen aufbrachten – mit der Aus-
nahme von Jean-Pierre Raﬀ arin von 
2002-2004 –, hat Nicolas Sarkozy in 
den vergangenen Jahren wiederholt auf 
notwendige Veränderungen in Wirtschaft 
und Gesellschaft hingewiesen und 2007 
den Wandel in den Mittelpunkt seines 
Wahlkampfes gestellt. Man kann, analog 
zur Agenda 2010 in Deutschland, mit Fug 
und Recht von einer Reformagenda à la 
française sprechen. Allerdings lässt sich 
diese Agenda nicht auf einen einfachen 
Nenner bringen, da sie mit durchaus 
unterschiedlichen, zum Teil widersprüch-
lichen Signalen versehen worden ist.
■  Auf den ersten Blick trägt Sarkozys 
Reformprogramm konservativ-liberale 
Züge: Die angekündigte Senkung der 
Steuer- und Abgabenlast um vier Prozent-
punkte wird mit verteilungspolitischen 
Akzenten zugunsten der mittleren und 
vor allem höheren Einkommen verbun-
den. Auch der geplante Stellenabbau in 
der staatlichen Verwaltung  verweist auf 
einen Kurs, der das in Frankreich immer 
noch herausragende Gewicht des Staates 
im Wirtschaftsleben verringern will.
■  Allerdings hat sich, zweitens, Sarkozy 
ausdrücklich gegen eine „Politik des Ver-
zichts“ ausgesprochen. Stattdessen setzte 
er auf einen Wachstumskurs, der auch auf 
Nachfrageimpulsen beruhen sollte.  
■  In diesem Zusammenhang wird, 
drittens, ein Voluntarismus deutlich, 
der glauben machen will, der politische 
Wille könne die Ökonomie lenken. So hat 
Sarkozy sich im Wahlkampf zur Formel 
hinreißen lassen, er werde „der Präsident 
der Kaufkraft“ sein, und kurz nach seiner 
Wahl erklärt, er werde „das Wachstum 
nicht abwarten, sondern es abholen“.6 
■  Viertens sprach er sich unverblümt 
für direkte staatliche Eingriﬀ e in die 
Unternehmen aus, wenn es darum gehe, 
französische Unternehmen zu schützen 
– ein industriepolitischer Interventionis-
mus, den er schon in seiner Amtszeit als 
Finanzminister praktiziert hatte.  
■  Fünftens trägt der Diskurs Sarkozys 
protektionistische Züge. So hat er sich für 
Maßnahmen ausgesprochen, die in Rich-
tung eines Euro-Protektionismus gehen, 
und verweist auf „das Recht Europas, 
seine Produkte, seine Unternehmen, seine 
Märkte zu schützen.“
Mit diesem bunten Cocktail, der Anleihen 
bei gegensätzlichen wirtschaftspolitischen 
Denkschulen macht, hat Nicolas Sarkozy 
unterschiedlichste Strömungen der fran-
zösischen Gesellschaft und Wählerschaft 
zusammenführen wollen: den Willen zur 
Veränderung ebenso wie die weit ver-
breitete Skepsis gegenüber der Markt-
wirtschaft, der „neoliberalen“ EU und der 
Globalisierung.  „Nicolas Sarkozy? Das ist 
ein Etatist, ein Keynesianer, ein ‚Konsume-
rist‘ und ein Populist“, wird ein Mitstreiter 
des Präsidenten zitiert. „Aber er ist auch 
liberal und modernistisch.“7
Man kann darin auch eine pragmatische 
Haltung und den Versuch sehen, eine 
















4 Vgl. z.B. Compétitivi-
té, Rapport du Conseil 
d’analyse économique, Nr. 
40, Paris: La Documentation 
française 2003; Les leviers 
de la croissance françai-
se, Rapport du Conseil 
d’analyse économique Nr. 
72, Paris: La Documentation 
française 2007; zusam-
menfassend dazu Henrik 
Uterwedde: Revolution auf 
Raten. Frankreichs Wirt-
schaft zwischen Erneuerung 
und Beharrung, in: Interna-
tionale Politik, Nr. 4/April 
2007, S.47-57.
5 Vgl. das Dossier „Crois-
sance, emploi: Sarkozy 
peut-il réussir ?“ in: 
Alternatives économiques 
Nr. 263, November 2007, 
S. 7-12 (Zitat S. 7).
6 Dernières Nouvelles 
d’Alsace vom 6. September 
2007.
7 Zitiert von Jean-François Pé-
cresse, Une voie hybride pour 
la politique économique, Les 
















notwendig erachteten, aber auch oft 
umstrittenen Reformen zu sichern. 
Die Vielzahl an Reformbaustellen, die 
Sarkozy kurz nach seinem Amtsantritt 
nahezu gleichzeitig eröﬀ nete, bot in 
der Tat die Gelegenheit, Angebote an 
eine Vielzahl von Wählergruppen zu 
machen: Wohlhabende wie Ärmere, 
Unternehmer wie Arbeitnehmer, Umwelt-
schützer oder Arbeitslose, Liberale wie Lin-
ke oder Konservative. Die Kehrseite war, 
dass in diesen widerstreitenden Aussagen 
keine klare Handschrift erkennbar werden 
konnte, was sich in der Praxis sehr schnell 
gezeigt hat. 
2. Schwerpunkte der Reformpolitik
Trotz einer verwirrenden Vielzahl der von 
Nicolas Sarkozy eröﬀ neten Reformbau-
stellen ist in der Politik seit Mai 2007 
eine Reihe von Prioritäten erkennbar. 
Der Schwerpunkt des Präsidenten auf 
Arbeit und Wachstum hat  eine Reihe von 
Initiativen zur Aufwertung der Erwerbs-
arbeit und zur fl exibleren Funktionsweise 
des Arbeitsmarktes hervorgebracht. 
Trotz mancher Ungeduld und mancher 
Versuchung zum kurzfristigen Aktionis-
mus in der Wachstumspolitik hat der 
Präsident ferner eine Angebotspolitik, 
die das Wachstumspotenzial mittelfris-
tig erhöhen kann, verkündet – bislang 
allerdings mit begrenzten Folgen. Nur 
langfristig wirksam, aber systemisch wich-
tig für die Erneuerung des staatslastigen, 
„etatistischen“ französischen Wirtschafts- 
und Sozialmodells sind die umfassende 
Aufgabenkritik und die Verschlankung des 
Staatsapparates und die Erneuerung des 
sozialen Dialogs, um die Rolle der Verbän-
de und Tarifpartner für die Gestaltung von 
Wirtschaft und Gesellschaft zu stärken 
(2.4). Schließlich ist, wie in Deutschland, 
das System der sozialen Sicherung Gegen-
stand notwendiger Anpassungen, um den 
demographischen Wandel aufzufangen 
und um die Finanzierbarkeit der sozialen 
Sicherung zu gewährleisten.
Arbeitsmarktreformen: 
„Mehr arbeiten, um mehr 
zu verdienen“
Die Arbeitsmarktpolitik stand im 
Zentrum von Sarkozys wirtschaftspo-
litischer Reformstrategie. Der von ihm 
angestrebte Paradigmenwechsel in der 
Beschäftigungspolitik – ökonomische 
Therapie statt sozialer Reparaturpo-
litik; Flexibilisierung und Mehrarbeit 
statt der 35-Stunden-Woche – wurde 
als Königsweg für mehr Wachstum, 
Kaufkraft und ausgeglichene öﬀ ent-
liche Finanzen defi niert: „Indem man 
das Arbeitsvolumen ausweitet, erhöht 
man die Kaufkraft der Beschäftigten, 
gibt man der Wirtschaft neuen Treib-
stoﬀ  und erreicht man Spielräume, um 
die Defi zite zu reduzieren.“8 Damit ver-
bunden ist der Wille, der Erwerbstätig-
keit ihren Stellenwert in der Gesellschaft 
zurückzugeben und mehr Arbeit auch als 
individuellen Weg der Einkommensstei-
gerung zu defi nieren: „Mehr arbeiten, um 
mehr zu verdienen“ lautete der oftmals 
wiederholte Wahlkampfslogan Sarkozys.
■  Gleich im ersten größeren Gesetz 
über „Arbeit, Beschäftigung, Kaufkraft“ 
vom 21.8.2007, das Steuer- und Abga-
bensenkungen mit einem Volumen von 
insgesamt knapp 15 Mrd. Euro enthielt, 
wurde der neue Akzent deutlich. Sarkozy 
wollte die 1998 von den Sozialisten 
fl ächendeckend eingeführte 35-Stunden-
8  Zitiert nach Interview in 




















Crédit impôt recherche: Verdreifachung der Fördersumme für 
Forschung in den Unternehmen
Steuerpolitik Steuerpaket 1.8.2007 (Ausgabevolumen 15 Mrd. Euro): Senkung 
der Einkommens-, Erbschafts- und Vermögenssteuer; Senkung 





Attali-Kommission Januar 2008: Forderung nach Liberalisierungen
Gesetz zur Modernisierung der Wirtschaft Juli 2008: mehr Wett-
bewerb im Einzelhandel
Industriepolitik Fusion GDF-Suez
Schaﬀ ung eines staatlichen Investitionsfonds (Oktober 2008)
Staatliche Beteiligung am Schiﬀ baukonzern Chantiers de 
l’Atlantique
Finanzsektor Rettungsplan für die Banken (Oktober 2008)
Rettungsplan für die franko-belgische Finanzgruppe Dexia (franzö-
sische Sperrminorität von 25%)
Arbeit und Be-
schäftigung
Gesetz 25.6.08: erleichterte einvernehmliche Beendigung des 
Arbeitsvertrags
Gesetz 8.7.08: Mehrarbeit (über gesetzliche Überstundenkontin-
gente hinaus) frei aushandelbar in Unternehmen
Fusion der ANPE und der UNEDIC ab 1.1.2009 zur Schaﬀ ung 
einer einheitlichen, leistungsfähigen Arbeitsagentur
RSA: Solidaritätseinkommen (Erprobung 2007, Generalisierung 
Oktober 2008)




Rentenversicherung: Angleichung der Sonderregelungen in einzel-
nen Bereichen an das allgemeine System (Herbst 2007; in Kraft 
seit 1.7.2008)
Krankenversicherung: Erhöhte Selbstbeteiligung (franchise 
médicale), Einführung von Fallpauschalen für Krankenhäuser 




Einführung eines Notdienstes im Streikfall (öﬀ entlicher Verkehr)
Neue Regeln für die Repräsentativität der Gewerkschaften
Haushalt, öﬀ ent-
liche Finanzen
Verschiebung des Ziels des Haushaltsausgleichs auf 2012
Konjunkturpolitik Konjunkturprogramm 4.12.08: Steuerliche Erleichterungen für Un-
ternehmen, öﬀ entliche Inverstitionen, Hilfen für einzelne Sektoren
Öﬀ entlicher 
Dienst
Einsparung von 50% der freiwerdenden Beamtenstellen, dafür 
höhere Löhne: Weißbuch 17.04.08, Umsetzung ab 2008
Staats- und Verwaltungsreform: im Juli 2007 lanciert, Maßnah-




Forderung nach aktiver Wechselkurspolitik, nach europäischer 
Präferenz und nach europäischer Wirtschaftsregierung



















(Revenu minimum d’insertion) dar, das 
nunmehr dynamischer und eﬃ  zienter ge-
staltet werden soll. Für nicht erwerbstätige 
Personen fungiert das RSA als Mindestein-
kommen von ca. 450 € monatlich. Bei 
Ausübung einer Erwerbsarbeit ist es eine 
Art Kombilohn, d.h. ein Lohnzuschuss, 
der degressiv gestaltet ist und bis zu 
einem Lohnniveau bezahlt wird, das dem 
1,04-fachen des staatlichen Mindestlohns 
SMIC entspricht. Die zusätzlichen Kosten 
dieses neuen Instruments (ca. 1,5 Mrd. € 
zusätzlich zu den 7 Mrd. € für bisherige 
Hilfen) werden durch eine Zusatzsteuer 
in Höhe von 1,1% auf Kapitaleinkommen 
aufgebracht. Das RSA wurde mithin so 
gestaltet, dass es einen positiven Eﬀ ekt 
auf Kaufkraft und Beschäftigung haben 
kann, ohne die Unternehmen zu belasten. 
Demgegenüber steigt die Steuer- und 
Abgabenbelastung auf Kapitaleinkünfte auf 
insgesamt ca. 30%. Von der ab Mitte 2009 
voll wirksamen Maßnahme erhoﬀ t sich die 
Regierung, dass zusätzliche 100.000 So-
zialhilfeempfänger in den kommenden 18 
Monaten eine Beschäftigung fi nden könn-
ten.10 Die Maßnahme, die auf eine Initiative 
von Martin Hirsch11 zurückgeht, ist auch 
bei der linken Opposition auf vorsichtige 
Zustimmung gestoßen; sie warnt allerdings 
vor der bei Kombilöhnen bestehenden 
Gefahr, dass Unternehmen damit Anreize 
zum Ausbau von Niedriglöhnen erhalten.12
■  Eine weitere Reform betriﬀ t die Schaf-
fung einer einheitlichen Arbeitsagentur, die 
den Namen Pôle emploi tragen soll. Die 
bisherige Trennung zwischen der staat-
lichen Arbeitsagentur ANPE, die für die 
Arbeitsplatzvermittlung zuständig war, und 
den von den Sozialpartnern paritätisch 
verwalteten Arbeitslosenkassen (Assedic), 
die die Auszahlung des Arbeitslosengeldes 
regelten, wurde aufgehoben und die Fusion 
beider Institutionen beschlossen. Damit 
soll eine leistungsfähige Arbeitsagentur 
entstehen, die sämtliche Leistungen für die 
Arbeitslosen aus einer Hand anbietet und 
sie aktiver als bisher auf dem Weg zurück 
in ein Arbeitsverhältnis unterstützen soll. 
Sie soll insofern Herzstück einer Politik 
der „Aktivierung“ der Arbeitssuchenden 
werden und die durchschnittliche Dauer 
der Arbeitslosigkeit deutlich senken. Die 
Umsetzung der Fusion ist nicht einfach, 
auch weil sie in eine bislang von den 
Sozialpartnern eigenständig verwaltete, 
Institution eingreift. Nach heutigem Stand 
soll sie im Herbst 2009 eﬀ ektiv werden. 
Dann sollen Arbeitslose eine auf sie 
9 z.B. die Sozialhilfe 
RMI (Revenu minimum 
d’insertion), die Hilfe für 
alleinstehende Eltern API 
(Allocation de parent isolé) 
oder die Wiedereinglieder-
ungsprämie PRE (Prime de 
retour à l’emploi).
Woche, die er als Haupthindernis für 
mehr Wirtschaftsdynamik kritisierte, 
aushebeln, ohne aber erreichte Besitz-
stände anzutasten. Deshalb wurden die 
Überstunden attraktiver gemacht. Die 
Arbeitnehmer erhalten einen Lohnzu-
schlag von 25% für die ersten acht, von 
50% für alle weiteren Überstunden; die 
Überstundenentgelte bleiben steuer- und 
abgabenfrei. Die Unternehmen erhalten 
ihrerseits einen Pauschalabzug von den 
Sozialabgaben. Schon seit 2003 hatte 
die Regierung Raﬀ arin den Rahmen der 
zulässigen Überstunden ausgeweitet; ein 
Gesetz vom 20.8.2008 sieht nun eine ge-
nerelle Lockerung der Arbeitszeitregelung 
vor. Nunmehr kann die Zahl der Überstun-
den durch Unternehmensvereinbarungen 
freier ausgehandelt werden. Die Kosten 
für die Staatskasse betragen jährlich ca. 
4 Mrd. Euro. Die Zahl der Überstunden 
ist infolge dieser Neuregelung stark 
gestiegen (um 40% im 1. Quartal 2008 
gegenüber dem Vorjahrsquartal), und laut 
Wirtschaftsministerium haben 6 Millionen 
dadurch zusätzliche Einkommen in Höhe 
von 1,6 Mrd. € erzielt (im Durchschnitt 
400 € je Haushalt). Experten sehen die 
Wirkung nüchterner und verweisen dar-
auf, dass bei nachlassender Konjunktur 
der Rückgriﬀ  auf Überstunden nachlasse. 
Was die Unternehmen betriﬀ t, so hatten 
zahlreiche Firmen in den vergangenen 
Jahren bereits Jahresarbeitszeitkonten 
eingerichtet, die ihnen bereits ein hohes 
Maß an Flexibilität ermöglichten. 
■  Ein weitere konkrete Anwendung der 
von Nicolas Sarkozy vertretenen Philoso-
phie „Mehr arbeiten, um mehr zu ver-
dienen“ erfolgte mit der Einführung des 
Revenu social d’activité (RSA), mit dem 
vor allem nicht qualifi zierte Sozialhilfe-
empfänger zur Aufnahme einer Erwerbs-
tätigkeit bewogen werden sollen. Gleich 
nach seinem Amtsantritt auf experimen-
teller Basis in 34 Departements erprobt, 
wurde es mit Gesetz vom 8.10.2008 
generalisiert. Ziel dieses Aktivitätsein-
kommens – das eine Reihe bereits beste-
hender Hilfen9 zur Wiederaufnahme einer 
Erwerbsarbeit zusammenfasst – ist es, 
Armut zu bekämpfen und durch Lohnzu-
schüsse Arbeitseinkommen oberhalb der 
Armutsschwelle zu ermöglichen. Gleich-
zeitig wird ein Anreiz für nicht berufstä-
tige Sozialhilfeempfänger gegeben, eine 
Arbeit anzunehmen. Das RSA stellt eine 
Weiterentwicklung des 1988 eingeführten 
Mindest-Eingliederungseinkommens RMI 
10 France : le RSA et son 
fi nancement. CA Eco news, 
Nr. 107, 5.9.2008 (www.
credit-agricole.com).
11 Früherer Präsident 
der Wohlfahrtsorganisa-
tion Emmaüs, der Linken 
nahestehend und im 
Rahmen der « Öﬀ nung » 
von Sarkozy mit einem 
Regierungsamt betraut.
12 Vgl. die Kommentare 
von Jacky Fayolle : Le RSA, 
une voie d’insertion dans 
le monde salarial ? www.la-
viedesidees.fr, 29.8.2008, 
oder vom linken think tank 
Terra Nova : Terra Nova 

















zugeschnittene persönliche Betreuung 
in Form eines persönlichen Plans zur 
Wiedereingliederung in den Arbeits-
markt erhalten (PPAE, projet personna-
lisé d’accès à l’emploi). Vorgesehen ist 
auch, dass ein Arbeitsloser nicht mehr 
als zwei „angemessene Arbeitsangebo-
te“ (oﬀ res raisonnables d’emploi; die 
Angemessenheit wird nach Kriterien 
wie Wohnortnähe, Qualifi kation oder 
Gehaltsniveau defi niert) ablehnen 
darf. Damit kann die Schaﬀ ung einer 
einheitlichen Arbeitsagentur als Beitrag 
zu einer Aktivierung der Erwerbslosen 
bewertet werden. Oﬀ en ist indessen, 
ob die für eine persönliche Betreuung 
notwendigen Personalressourcen zur 
Verfügung stehen werden.13
■  Einen Rückzieher hat Sarkozy 
vorerst in Sachen Arbeitsrecht ge-
macht. Ursprünglich wollte er die 
bestehenden acht unterschiedlichen 
Typen von Arbeitsverträgen in einen 
einheitlichen Arbeitsvertrag (contrat 
de travail unique) überführen, der 
grundsätzlich unbefristet sein, dafür 
aber den Kündigungsschutz je nach 
Betriebszugehörigkeit modifi zieren und 
fl exiblere Möglichkeiten der Vertrags-
aufl ösung bieten sollte. Angesichts der 
negativen Einstellung der konsultierten 
Sozialpartner verzichtete die Regie-
rung auf dieses Vorhaben. Gewerk-
schaften und Arbeitgeber hatten sich 
in einem Abkommen vom 11.1.2008 
auf kleinere Schritte geeinigt, die den 
unbefristeten Arbeitsvertrag als Norm 
festschrieben, aber eine neue Form 
der einvernehmlichen Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses (rupture conventi-
onnelle) vorsahen. Dies wurde von der 
Regierung aufgegriﬀ en und mit einem 
Gesetz vom 26.8.2008 eingeführt. Mit 
der einvernehmlichen Aufl ösung des 
Arbeitsvertrags wurde das starre Kündi-
gungsschutzrecht jedenfalls in diesem 
Falle fl exibler gestaltet. Insgesamt aber 
geht die Regierung im sensiblen Feld 
der Arbeitsmarktregulierung äußerst 
vorsichtig vor. Das dänische Vorbild 
der „fl exicurity“ ist parteiübergreifend 
in aller Munde, die Praxis indessen ist 
davon noch meilenweit entfernt. 
■  Im Zuge der Finanz- und Wirtschafts-
krise und wachsender Arbeitslosigkeit 
legte die Regierung am 28.10.2008 
einen Beschäftigungsplan (plan emploi) 
vor. Diese Art von Beschäftigungspa-
keten hat in Frankreich schon eine 
gewisse Tradition und gilt als Ausweis 
einer aktiven Politik der Regierung. 
Der Plan wurde in der Öﬀ entlichkeit 
teilweise als Kehrtwende der bisheri-
gen Politik Sarkozys dargestellt, weil im 
Mittelpunkt die Subventionierung von 
zusätzlich 100.000 Arbeitsplätzen im 
öﬀ entlichen oder gemeinwirtschaftli-
chen Sektor stand. Diese sozialpoliti-
sche Behandlung der Arbeitslosigkeit 
(traitement social du chômage) hatte 
Sarkozy stets als falschen und kost-
spieligen Weg bezeichnet; die rechte 
Vorgängerregierung hatte 2003/04 
noch 200.000 dieser subventionierten 
Arbeitsplätze gestrichen. Eine weitere 
kostspielige Maßnahme ist die Genera-
lisierung der (seit 2006 bestehenden, 
aber bislang kaum angewendeten) 
Übergangshilfe (CTP, Contrat de transi-
tion professionnelle) für Arbeitnehmer 
in Unternehmen unter 1.000 Beschäf-
tigten in krisenbetroﬀ enen Regionen. 
Wer aus wirtschaftlichen Gründen 
entlassen wird, erhält ein Jahr lang 
100% seines bisherigen Lohnes und 
eine intensive persönliche Betreuung. 
Schließlich appellierte die Regierung 
an die Sozialpartner, in ihren laufenden 
Verhandlungen verbesserte Arbeitslo-
senhilfen für diejenigen Arbeitslosen zu 
schaﬀ en, die aus befristeten Arbeits-
verhältnissen entlassen wurden. Auch 
kündigte die Regierung an, die oben 
erwähnte Schaﬀ ung der neuen Arbeits-
agentur Pôle emploi zu beschleunigen. 
Akzente in Richtung Flexibilisierung 
des Arbeitsrechts setzte die Regierung 
mit dem Vorhaben, künftig Sonntags-
arbeit zu erleichtern und (eventuell 
zeitlich befristet) die Bedingungen für 
die Schaﬀ ung befristeter Arbeitsplätze 
durch mittelständische Unternehmen 
zu lockern.14
13 vgl. Laurent Jeanneau, 
Pôle emploi: une fusion 
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15 Commission pour la 
libération de la croissance 
française présidée par Jac-
ques Attali, 300 décisions 
pour changer la France, La 
Documentation française, 
Paris 2008. Für einen 
kurzen Überblick vgl. Henrik 
Uterwedde, Masterplan 
für die Reformpolitik? Der 
Attali-Bericht scheidet die 




politik à la française?
Eher mager fällt die bisherige Bilanz in 
Bezug auf das Versprechen aus, ver-
krustete Strukturen, Korporatismen und 
Privilegien abzubauen, die nach Ansicht 
Sarkozys – hier ist er im Einklang mit 
den meisten Experten – das französische 
Wachstum hemmen. In den ersten Mona-
ten hatte die Regierung die Nachfragepo-
litik bevorzugt, vor allem über die oben 
erwähnten Einkommens- und Vermö-
genssteuersenkungen und Abgabener-
mäßigungen in Höhe von insgesamt 
15 Mrd. € im Zuge des Gesetzes über 
„Arbeit, Beschäftigung und Kaufkraft“ im 
Sommer 2007. Es ist zu Recht kritisiert 
worden, dass damit kaum Impulse für 
Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen 
verbunden waren. Nur einige Maß-
nahmen kamen letzteren zugute, wie 
die Ermäßigung der Vermögenssteuer 
bei Investitionen in mittelständische 
Unternehmen (ca. 930 Mio. €) oder die 
Erleichterung des Generationswechsels 
bei mittelständischen Firmen.
■  Eine Ausnahme stellt die Vereinfa-
chung und Erhöhung der steuerlichen 
Förderung der Unternehmensforschung 
dar (Crédit d’impôt recherche) dar, das 
im Haushaltsgesetz für 2008 verankert 
wurde. Die seit 1983 bestehende, in 
den Folgejahren wiederholt veränderte 
steuerliche Begünstigung für Personal- 
und Sachausgaben der Unternehmen 
im Bereich Forschung und Entwicklung 
wurde deutlich verbessert. Nunmehr 
sind 30% (statt 10%) der Ausgaben 
steuerfrei (bis zu einer Höhe von 100 
Mio. €). Der Erfolg dieser Maßnahme 
schlägt sich in einer deutlichen Zunahme 
der staatlichen Budgetmittel nieder, die 
allein für 2008 auf 3,2 Mrd. € geschätzt 
werden. Kritisiert wird indessen, dass die 
Maßnahme aufgrund der neuen Berech-
nungsgrundlage deutlich mehr den Groß-
unternehmen als dem Mittelstand zugute 
kommen wird. Im Zuge des Konjunktur-
pakets Ende 2008 wird die Rückzahlung 
der den Unternehmen zustehenden Steu-
ererstattungen beschleunigt erfolgen.
■  Einen neuen Anlauf nahm die Ange-
botspolitik Anfang 2008. Im Januar wur-
de ein viel beachteter, von Sarkozy in 
Auftrag gegebener Expertenbericht einer 
Arbeitsgruppe veröﬀ entlicht, die den 
Titel „Kommission für die Befreiung des 
Wachstums“ trug und deren Vorsitzen-
der Jacques Attali, der einstige Vertraute 
des sozialistischen Präsidenten François 
Mitterrand, war.15 Dieser Bericht schlug 
ein umfassendes Programm teilweise 
sehr weitgehender Reformen vor.
Während der Präsident eine weitge-
hende Umsetzung der Reformen des 
Attali-Berichts versprach (so erklärte er 
anlässlich der Übergabe des Berichts 
am 23. Januar 2008: „Was Sie vor-
schlagen, werden wir verwirklichen“), 
formierte sich schon bald starker 
politischer Widerstand. Gerade weil 
der Bericht zahlreiche Privilegien und 
Tabus ansprach und sich für mehr 
Wettbewerb in bislang geschützten 
Sektoren stark machte, meldeten sich 
zahlreiche betroﬀ ene Interessenvertre-
ter lautstark zu Wort, die auch ein Echo 
bei der Mehrheitspartei UMP fanden. 
Angesichts dieser Widerstände  hat die 
Regierung denn auch bislang nur wenige 
Schritte unternommen, um in den vor 
Wettbewerb geschützten Sektoren mehr 
Konkurrenz einzuführen.
■  In ihrem angebotsorientierten „Ge-
setz zur Modernisierung der Wirtschaft“ 
vom 4.8.2008 nahm die Regierung 
immerhin einige der Grundgedanken 
des Attali-Berichts auf. Neben ande-
ren Zielen – weniger Bürokratie für 
Firmengründer und Unternehmen, 
Attraktivität des Wirtschaftsstandorts 
für Investoren und Manager, verbesserte 
Finanzierungsmöglichkeiten für Unter-
nehmen – wurde mehr Wettbewerb im 
Einzelhandel angestrebt. Das Gesetz 
reformiert frühere Gesetze, die die Er-
richtung neuer Supermärkte erschwert 
(loi Royer1973, loi Raﬀ arin1996) bzw. 
den Preiswettbewerb einge schränkt 
hatten (loi Galland1996). Mit dem 
neuen Gesetz wird die Ansiedlung neuer 
Supermärkte nunmehr erleichtert, 
die Beziehungen zwischen Groß- und 
Einzelhandel werden neu geordnet, um 
mehr Preiskonkurrenz zu ermöglichen. 
Außerdem ist die Schaﬀ ung einer mit 
erweiterten Kompetenzen ausgestat-
teten Wettbewerbsbehörde geplant. 
















Die „Attali-Kommission“ wurde im August 2007 von Nicolas Sarkozy eingerichtet und 
legte ihren Bericht im Januar 2008 vor. Sie ist ein typisches Produkt der Regierungsme-
thode Sarkozys: ein ehrgeiziges Programm des Wandels und der Reformen („Unser Land 
benötigt eine intensive Modernisierungskur“, erklärte der Präsident bei der Übergabe 
des Berichts am 23.1.), politischer Voluntarismus („Ich werde das Wachstum abholen“, 
hatte Sarkozy an anderer Stelle betont), politische Öﬀ nung (Attali war lange Jahre der 
wichtigste Berater François Mitterrands im Präsidialamt) und ein gewisser Hang zur Dra-
matisierung (die Attali-Kommission wurde schnell mit dem legendären Rueﬀ -Armand-
Bericht über „die Hindernisse der wirtschaftlichen Expansion“ verglichen, den Präsident 
de Gaulle 1959 in Auftrag gegeben hatte, um die französische Wirtschaft grundlegend 
zu sanieren).
Attali stellte eine Refl exionsgruppe von 42 Personen zusammen, die eine große 
Spannweite bezüglich ihrer politischen Einstellungen, ihrer berufl ichen Aktivitäten und 
ihrer Herkunft aufweist: Man fi ndet führende Ökonomen wie den in Harvard lehrenden 
Philippe Aghion oder den Chef des Conseil d’analyse économique, Christian de Boissieu, 
Unternehmer wie die Areva-Chefi n Anne Lauvergeon oder den früheren Axa-Chef Claude 
Bébéar, aber auch Gewerkschafter, hohe Beamte oder Journalisten. Auch ausländische 
Vertreter wurden eingeladen (darunter der frühere EU-Kommissar Mario Monti und die 
deutsche SPD-Europaabgeordnete Evelyne Gebhardt).
Der Bericht zählt die Probleme der französischen Wirtschaft auf und benennt die 
Schlüsselfaktoren, um das Wachstumspotenzial des Landes zu stärken: eine bessere 
Mobilisierung der Erwerbstätigen (das heißt eine höhere Erwerbsbeteiligung und ein 
höheres Arbeitsvolumen je Beschäftigten), Investitionen in Wissen und Innovation, ein 
eﬀ ektiverer Wettbewerb in zahlreichen von Privilegien und Korporatismen geprägten 
Bereichen, ein Finanzsystem, das den Standort Frankreich für Investoren attraktiver 
macht, und schließlich eine konsequente Öﬀ nung der Wirtschaft nach außen.
Die politische Kernaussage liegt in einem Plädoyer für schnelle und massive Reformen. 
Acht „Ambitionen“, 20 „grundlegende Entscheidungen“ und 316 Aktionen zählt der 
Bericht auf. Wenn seine Vorschläge umfassend und rasch umgesetzt würden, so pro-
phezeit der Bericht, könnte das Wachstumspotenzial bis 2012 um einen Prozentpunkt 
jährlich steigen, die Arbeitslosenquote von heute 7,9 auf 5 Prozent und die Jugendar-
beitslosigkeit auf ein Drittel des heutigen Niveaus sinken und die Zahl der unterhalb der 
Armutsgrenze lebenden Personen mehr als halbiert werden.                    
aus, dass die Maßnahmen des Gesetzes 
tendenziell einen positiven, allerdings be-
grenzten und erst mittelfristig wirksamen 
preisdämpfenden und wachstumsfördern-
den Eﬀ ekt haben werden.16
■  Einen eindeutig angebotsorientierten, 
weil auf öﬀ entliche und private Investitio-
nen sowie auf krisenbetroﬀ ene Sektoren 
abzielenden Charakter trägt auch der 
Konjunkturplan, den die Regierung als 
Antwort auf die Finanz- und Wirtschafts-
krise im Dezember 2008 vorstellte.
Sarkozy hat sich an eine weitere zentrale 
und zugleich äußerst konfl iktträchtige 
Reformbaustelle gewagt: die Staats- 
und Verwaltungsreform. Diese steht 
schon seit 1988 auf der Tagesordnung. 
Frankreich hat mit 53,7 Prozent eine der 
höchsten Staatsquoten in Europa. Sie 
wird nur von Schweden mit 56,3 Prozent 
übertroﬀ en. Seit 1982 ist die Zahl der 
im öﬀ entlichen Dienst Beschäftigten 
um 24 Prozent gestiegen – doppelt so 
stark wie die Beschäftigung insgesamt. 
Nimmt man die staatlichen Unterneh-
men hinzu, so arbeitet mehr als jeder 
fünfte Franzose im öﬀ entlichen Sektor.17 
Die dadurch verursachten Kosten haben 
16 vgl. Mathieu Kaiser, 
France: la LME, quels 
eﬀ ets sur la croissance et 
l’infl ation? BNP Paribas, 
EcoWeek, 12.9.2008. 
Laurence Boone [LME : 
Quel impact sur l’infl ation? 
in: www.telos-eu.com, 
17.9.2008] schätzt den 
Preiseﬀ ekt auf maximal 
einen Prozentpunkt und 
verweist auf Hintertüren, 
die den Kommunen oﬀ en 
stehen und die Ansied-




17 vgl. Philippe Raynaud, 
L’emploi public est tiré par 
la fonction publique, in: 
Economie et statistique Nr. 
















Hintergrund: Protektion und Begrenzung des Preiswettbewerbs im Einzelhandel
Analysen zeigen, dass gerade im Einzelhandel die Wettbewerbsintensität deutlich geringer ist 
als in den Nachbarländern, was sich in höheren Preisen niederschlägt. So liegt der Markt-
anteil der „Hard Discount“-Ketten, die die Preiskonkurrenz beleben, in Frankreich nur bei 
8% (Deutschland: 30%). Verschiedene Gesetze hatten in der Vergangenheit den Wettbewerb 
stark eingeschränkt: das Royer-Gesetz von 1973 errichtete neue Hürden für die Genehmi-
gung von Supermärkten über 1.000 m2 (Städte bis 40.000 Einwohner) bzw. 1.500 m2, um den 
ortsansässigen Einzelhandel zu schützen. 1996 verschärfte das Raﬀ arin-Gesetz diese Protek-
tion, indem es die Genehmigungsschwelle auf 300m2 senkte. Im gleichen Jahr versuchte das 
Galland-Gesetz, den Preiskampf zwischen Super- bzw. Hypermärkten und Einzelhändlern zu 
begrenzen, indem es neue Berechnungsgrundlagen für unzulässiges Preisdumping einführte. 
Die Folge war ein deutlicher Preisanstieg für die Verbraucher. Seit einigen Jahren ist deshalb 
die Reform des Galland-Gesetzes auf der Tagesordnung und wurde, wie z.B. mit dem Dutreil-
Gesetz 2005, auch ansatzweise realisiert. Mit dem Gesetz zur Modernisierung der Wirtschaft 
erfolgt eine weitergehende Öﬀ nung zum Wettbewerb. 
die Staatsverschuldung kräftig steigen 
lassen. Dies wird angesichts der Vorga-
ben des europäischen Stabilitäts- und 
Wachstumspaktes, des demographischen 
Wandels und dringender neuer Prioritäten 
der öﬀ entlichen Politik zunehmend zum 
Problem – umso mehr, als dem hohen 
fi nanziellen Aufwand kein entsprechen-
des Leistungsvermögen der öﬀ entlichen 
Verwaltungen gegenübersteht. Während 
Wirtschaft und Gesellschaft sich in den 
vergangenen Jahrzehnten modernisiert 
hätten, sei eine entsprechende Staatsre-
form versäumt worden, urteilte eine viel 
beachtete Publikation im Jahr 2000: „Im 
europäischen Wettbewerb ist dies unser 
letztes und vielleicht unser schwerstes 
Handicap.“18
Hier setzt nun Nicolas Sarkozy mit einer 
doppelten Aktion an: Zum einen will er den 
bevorstehenden Eintritt geburtenstarker 
Jahrgänge ins Rentenalter nutzen, um den 
Staatsapparat zu verschlanken – ein schon 
von Premierminister Raﬀ arin 2002 ange-
strebtes Ziel. Bis 2012 werden 450.000 
öﬀ entliche Beschäftigte in Rente gehen, 
davon allein 300.000 Staatsbeamte. In 
den kommenden Jahren soll nur jeder 
zweite dieser altersbedingt frei werden-
den Arbeitsplätze im Staatsdienst wieder 
besetzt werden. Allerdings soll dies nicht 
nach dem Gießkannenprinzip erfolgen, 
sondern in Verbindung mit einer umfas-
senden kritischen Bestandsaufnahme der 
öﬀ entlichen Verwaltungen, ihrer Aufgaben, 
Organisations- und Interventionsformen 
(Révision générale des politiques pub-
liques, RGPP). Ziel ist, aufgrund einer 
gründlichen Aufgabenkritik eine Neuor-
ganisation der staatlichen Verwaltung zu 
erreichen, die bürgernäher, eﬃ  zienter, 
aber auch kostengünstiger ist.
Das Reformwerk wird mit Nachdruck 
vorangetrieben; seine Umsetzung scheint 
voranzukommen. Ein erster Zwischenbe-
richt hebt hervor, dass 85% der insgesamt 
374 beschlossenen Einzelmaßnahmen wie 
vorgesehen verwirklicht werden.19
Es ist noch zu früh abzuschätzen, wie weit 
diese Verwaltungsreform tragen wird und 
ob sie die angestrebten jährlichen Einspa-
rungen in Höhe von 7,7 Milliarden Euro 
(2009-2011), d.h. etwa 4-5 Prozent des 
Staatsbudgets, erreichen kann. Wider-
stand seitens der – im öﬀ entlichen Dienst 
stark organisierten – Gewerkschaften, 
aber auch der Gebietskörperschaften ist 
gewiss; dazu kommt, dass die „Verschlan-
kung“ der öﬀ entlichen Verwaltung alles 
andere als populär ist und auch im Regie-
rungslager nicht nur Anhänger fi ndet. In 
der Praxis gestaltet sich die angestrebte 
Nichtwiederbesetzung jeder zweiten 
Stelle als sehr schwierig. So wurden 2008 
von 68.000 freien Arbeitsplätzen 22.900, 
also jeder dritte, nicht mehr besetzt. 
Premierminister Fillon hat für 2009 an-
gekündigt, „mindestens 30.000“ Stellen 
zu streichen – das wäre jede zweite. Was 
den Einsparungseﬀ ekt für den Staats-
haushalt betriﬀ t, so dürfte er auf mittlere 
Sicht zunächst eher gering ausfallen: Zum 
einen sind alle ausscheidenden Beamten 
Pensionsempfänger, zum anderen hat die 
Regierung versprochen, die Hälfte der 
freiwerdenden Mittel für Gehalts- und 
Laufbahnverbesserungen zu verwenden. 
Dennoch: Die Präsidentschaft Sarkozy 
hat in diesem sehr schwierigen, konfl ikt-
trächtigen Feld einen ernsthaften Anlauf 
gestartet und eine Veränderungsdynamik 
in Gang gebracht. Es bleibt abzuwarten, 
ob sie den Mut aufbringen wird, auch un-
bequeme Entscheidungen durchzusetzen.
18 Roger Fauroux/Bernard 
Spitz (Hrsg.), Notre Etat. 
Le livre vérité de la fonc-
tion publique, Paris 2000, 
Seite 27.
19 RGPP. 1er rapport 
d’étape au Président de 
la République, 3.12.2008. 
Vgl. auch Michel Le 
Clainche, Le point sur 
la révision générale des 
politiques publiques: 
premières annonces, 
in: Revue française 
d’administration publique 
Nr. 125, 20 S. 197–200. 
Auf der Internetseite der 
Regierung (www.rgpp.
modernisation.gouv.fr) 
fi nden sich politische 
Reden und Grundsatzbe-





















Neue Impulse hat die Präsidentschaft 
Sarkozys für die Erneuerung der Sozial-
beziehungen gebracht – eines der wohl 
wichtigsten Reformfelder in Frankreich, 
in dem Ergebnisse allerdings nur länger-
fristig zu erwarten sind. Seit Jahrzehnten 
wird die in Frankreich ungenügende 
Beteiligung der Verbände und insbeson-
dere der Sozialpartner an der politischen 
Entscheidungsfi ndung beklagt. Dies 
betriﬀ t sowohl die ungenügende Fähigkeit 
der Sozialpartner, mit sozialvertraglichen 
Vereinbarungen zur wirtschafts- und sozi-
alpolitischen Normensetzung beizutragen 
und damit den Staat zu entlasten, als auch 
die bislang nur lückenhafte Konsultierung 
der Verbände bei Gesetzes- und Reform-
vorhaben. In den vergangenen Jahren, 
schon vor Amtsantritt Sarkozys, hatte es 
neue politische Anläufe gegeben, um den 
sozialen Dialog zu beleben.20  So hatte 
Premierminister Jean-Pierre Raﬀ arin schon 
2004 seinen Willen bekräftigt, vor jeder 
Reform im Bereich des Arbeitsrechts den 
Sozialpartnern die Gelegenheit zu geben, 
20 vgl. dazu auch den 
Bericht von Raphaël Hadas-
Lebel, Pour un dialogue 
social eﬃ  cace et légitime: 
représentativité et fi nance-
ment des organisations pro-
fessionnelles et syndicales. 
Rapport au Premier ministre, 
Paris: La Documentation 
française 2006.
21 In der Präambel des 
Gesetzes vom 4.5.2004 
über lebenslange berufl i-
che Fortbildung wird ein 
entsprechendes, juristisch 
allerdings nicht bindendes 
„feierliches Engagement“ 
der Regierung formuliert.
22 Es handelt sich um 
das Gesetz zur Einführung 
eines Ersteinstellungsver-
trages, Contrat Première 
Embauche; vgl. dazu 
Henrik Uterwedde, Der 
Konfl ikt um den CPE: ein 
politisches Lehrstück, in: 
Dokumente, Nr. 2/2006, 
S. 12-16.
selbst eine Lösung auszuhandeln.21 
Die Praxis allerdings sah anders aus; 
geradezu karikaturhaft manifestierte sich 
die Hybris des Staates in dem (letztlich 
an sozialen Protesten gescheiterten) 
Versuch von Premierminister de Villepin, 
2006 eine Reform des Kündigungsschut-
zes bei Ersteinstellungen ohne jegliche 
Konsultation der Sozialpartner und unter 
Ausschaltung des Parlaments „von oben“ 
durchzusetzen.22
Auch aufgrund dieser Erfahrungen wurde 
am 31.1.2007 ein sehr kurzes „Gesetz 
zur Modernisierung des sozialen Dialogs“ 
verabschiedet, das neue Formen und 
Verfahren der Konzertierung, Konsulta-
tion und Information der Sozialpartner 
durch die Regierung vorsieht. Dort 
heißt es unter anderem: „Jedes von der 
Regierung beabsichtigte Reformprojekt, 
das die individuellen oder kollektiven Ar-
beitsbeziehungen, die Beschäftigung und 
die berufl iche Aus- und Weiterbildung 
betriﬀ t und das zum Feld der nationalen, 
Hintergrund: Staatsreform: Grundsätze und Zeitplan der Umsetzung
Zielsetzungen
Anpassung der staatlichen Aufgaben an veränderte Rahmenbedingungen1. 
Anpassung der öﬀ entlichen Verwaltungen an die Bedürfnisse der Bürger2. 
Vereinfachung und Modernisierung der staatlichen Organisation und Verfahrens-3. 
weisen
verbesserte Entlohnung und Karrierechancen der öﬀ entlichen Beschäftigten4. 
Einführung verantwortungs- und ergebnisorientierter Verhaltensmuster5. 




Startschuss Juli 2007, Bildung von 26 Evaluierungskommissionen (insgesamt 300 • 
Mitglieder aus dem öﬀ entlichen und privaten Sektor) zu jedem Ministerium und zu 
Querschnittsthemen: Evaluierung, Reformvorschläge
2007/08: Entscheidungsphase
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lung gehört, wird Gegenstand einer 
vorherigen Konzertierung mit den 
repräsentativen Arbeitnehmer- und 
Arbeitgeberorganisationen […], mit 
der Möglichkeit einer derartigen 
Verhandlung.“23
■  Nicolas Sarkozy hat diese Absicht 
bekräftigt und seine Reformpolitik 
mit umfassenden Konsultationsrun-
den der betroﬀ enen Wirtschafts- und 
Sozialverbände verknüpft. Die Metho-
de bestand darin, den Sozialpartnern 
die Grundlinien der beabsichtigten 
Reform mitzuteilen und ihnen anheim 
zu stellen, innerhalb einer vorgege-
benen Frist entsprechende Regelun-
gen selbst auszuhandeln, an denen 
sich der Gesetzgeber anschließend 
orientieren wolle; dabei wurde ein 
gewisser Handlungsdruck ausgeübt, 
weil die Regierung ankündigte, im 
Falle einer fehlenden Einigung der 
Sozialpartner selbst zu handeln. 
Dieses Verfahren hat tatsächlich zu 
einer Belebung sozialer Verhand-
lungen zwischen Arbeitgeber- und 
Gewerkschaftsverbänden geführt. So 
führte die Absicht der Regierung, das 
Arbeitsrecht zu reformieren, zu Ver-
handlungen der Spitzenverbände und 
einem Abkommen (11.1.2008), das 
später zur Grundlage des Gesetzes 
vom 26.8.2008 wurde (siehe oben). 
Damit konnten soziale Konfl ikte zwar 
nicht vermieden, aber doch ent-
schärft werden.
■  Auf eine Initiative der Sozialpart-
ner geht auch die Reform zurück, die 
die Tarifvertragsbeziehungen stärken 
soll. Sie betriﬀ t neue Regeln, um die 
Repräsentativität der Gewerkschaf-
ten zu messen und um die Gültigkeit 
von Tarifvereinbarungen festzustel-
len. Die Sozialpartner einigten sich 
im April 2008 auf einen gemeinsa-
men Standpunkt, der vom Gesetz-
geber im Gesetz vom 20.8.2008 
über die Erneuerung der sozialen 
Demokratie und über die Reform der 
Arbeitszeit übernommen wurde. 
Hinter den technisch anmutenden 
Bestimmungen, die die Repräsentati-
vität der Gewerkschaften neu regeln, 
verbirgt sich eine Reform, die neue 
Dynamik in die Sozialbeziehungen 
bringen kann (vgl. Hintergrund). Die 
Mehrheitsregel wird künftigen Vereinba-
rungen mehr Gewicht verleihen; außer-
dem könnte mittelfristig Bewegung in die 
stark zersplitterte Gewerkschaftsland-
schaft Frankreichs kommen.
■  Eine andere Reform setzte Sarkozy 
gegen den Willen der Gewerkschaften 
durch: die Gewährleistung eines Not-
dienstes im Bereich öﬀ entlicher Ein-
richtungen im Streikfall. Im öﬀ entlichen 
Personenverkehr, in dem es traditionell 
häufi ge Konfl ikte und Streiks gibt, will 
das Gesetz vom 21.8.2007 über „sozialen 
Dialog und die Kontinuität öﬀ entlicher 
Dienstleistungen im Personenverkehr“ 
Konfl ikte im Vorfeld durch bestimmte 
Verhandlungsprozeduren entschärfen. 
Außerdem verpfl ichtet es die Unterneh-
men zur Aufstellung von Notfahrplänen, 
die von den Gewerkschaften im Streikfall 
hingenommen werden müssen. Ein ähn-
liches Gesetz vom 20.8.2007 garantiert 
den Kindern in Vor- und Grundschulen ein 
Recht auf Betreuung und sieht analoge 
Konfl iktvermeidungsstrategien und Not-
pläne für den Streikfall vor, die in diesem 
Fall von den Kommunen gewährleistet 
werden müssen. Allerdings ist dies in 
der Praxis von zahlreichen, überwiegend 
von der oppositionellen Linken regierten 
Kommunen nicht realisiert worden, mit 
der Begründung, nicht über die erforder-
lichen Personalkräfte zu verfügen und 
nicht Leidtragender von Arbeitskonfl ikten 
im Bereich des Erziehungswesens sein zu 
wollen.
23 Loi no. 2007-130 du 
31 janvier 2007 de mo-
dernisation du dialogue 
















Nur ca. 2 bis 2,3 Millionen Arbeitnehmer sind in Gewerkschaften organisiert, das entspricht 
einem gewerkschaftlichen Organisationsgrad von ca. 8% (im öﬀ entlichen Bereich liegt er bei 
ca. 14%, während er in der Privatwirtschaft bei 5% liegen dürfte). Damit bildet Frankreich 
das Schlusslicht in Europa. Dazu kommt das Problem der Zersplitterung: Die ohnehin schon 
wenigen gewerkschaftlich Organisierten verteilen sich auf eine Reihe konkurrierender Dach-
verbände. 
Dazu kommt noch eine Vielzahl kategorieller, d.h. berufs- bzw. unternehmensbezogener 
Gewerkschaften. Die oft zu Rivalitäten und Überbietungskonkurrenz führende Vielfalt wirkt 
sich negativ auf die Entwicklung von Tarifvertragsbeziehungen aus, weil der Verpfl ichtungs-
grad und die Bindewirkung von ausgehandelten Kompromissen nur schwach sind. Verträge 
kamen in der Regel nur mit einem Teil der Gewerkschaften zustande, die oft nicht einmal die 
Mehrheit repräsentierten.
Der Staat hatte durch eine Verordnung von 1966 den fünf größten Organisationen (CGT, 
CFDT, FO, CFTC, CGC) landesweit und in allen Unternehmen pauschal einen besonderen 
Status als „repräsentative“ Gewerkschaften eingeräumt, der mit einer Reihe von Vorrechten 
verbunden war. Diese Festschreibung deckte sich aber immer weniger mit der tatsächli-
chen Situation auf nationaler Ebene (die Gewerkschaftslandschaft ändert sich infolge von 
Neugründungen bzw. Abspaltungen) oder auf Unternehmensebene (wo die tatsächlichen 
Kräfteverhältnisse von der oﬃ  ziellen Festschreibung erheblich abweichen können). Insofern 
ist das Ziel, mit der staatlichen Privilegierung von etablierten Gewerkschaften einer weiteren 
Zersplitterung entgegenzuwirken, nicht erreicht worden.
Die neuen Regeln sehen nun vor, dass die Repräsentativität der Gewerkschaften in den Un-
ternehmen künftig an insgesamt sieben Kriterien gemessen wird, unter anderem auch an den 
Stimmenanteilen in den Betriebsratswahlen. Eine Gewerkschaft muss künftig 10% der Stim-
men vorweisen, um im Unternehmen als repräsentativ zu gelten und Sozialverhandlungen 
führen zu können. Betriebs- oder Konzernvereinbarungen müssen, um gültig zu sein, künftig 
von Organisationen unterzeichnet sein, die mindestens 30% der Arbeitnehmer vertreten; 
außerdem darf es kein Veto einer Gewerkschaft geben, die die Mehrheit der Arbeitnehmer 
vertritt. Zunächst auf Unternehmensebene gültig, sollen diese Regeln ab 2013 auch auf Bran-
chen- und auf nationaler Ebene Anwendung fi nden.
Hintergrund: Zersplitterte Gewerkschaften, Repräsentativität und sozialer Dialog
Sozialstaatsreform
Im Bereich des Sozialstaats hat sich der 
Reformeifer des Präsidenten bislang 
in Grenzen gehalten. Das von Sarkozy 
ursprünglich formulierte ehrgeizige Ziel, 
die weitere Umstellung der Finanzierungs-
struktur der Sozialversicherung, wurde 
sang- und klanglos fallengelassen. Durch 
eine Erhöhung der Mehrwertsteuer um 
4 Prozentpunkte sollte eine deutliche 
Senkung der Sozialbeiträge und damit der 
Lohnnebenkosten erreicht werden. Aber 
dieser Plan einer „sozialen Mehrwertsteu-
er“ (TVA sociale) stieß auf eine breite Ab-
lehnungsfront in der Öﬀ entlichkeit und bei 
den Verbänden; sie wäre ohnehin wegen 
des schon sehr hohen Mehrwertsteuer-
satzes in Frankreich (19,8 %) problema-
tisch gewesen. In den übrigen Bereichen 
24 vgl. dazu Wolfgang 
Neumann/Mechthild Veit, 
Sozialreformen in Frankreich 
und Deutschland : gleiche 
Herausforderungen - unter-
schiedliche Antworten? Aktu-
elle Frankreich-Analysen, Nr. 
20, 2006; ferner Wolfgang 
Neumann (Hrsg.), Welche 
Zukunft für den Sozialstaat? 
Reformpolitik in Frankreich 
und Deutschland, Wiesba-
den: VS Verlag 2004.
bewegte sich die neue Politik in den 
Fußstapfen ihrer Vorgänger.24
■  In der Rentenversicherung waren 
wesentliche Anpassungen an den de-
mographischen Wandel bereits früher 
erfolgt – zuletzt 2003, als die Regie-
rung Raﬀ arin die für eine Vollrente 
notwendige Zahl der Beitragsjahre im 
öﬀ entlichen Dienst von 37,5 auf 40 an-
gehoben und damit an die Situation der 
Privatwirtschaft angepasst hatte (Fillon-
Gesetz). Nicolas Sarkozy realisierte im 
Herbst eine weitere Teilreform, indem 
er die teilweise sehr vorteilhaften, vom 
Staat jährlich mit 5 Mrd. € subventio-
nierten Sonderregelungen in manchen 
















bereits 2003 im Fillon-Gesetz beschlos-
sene Verlängerung der Lebensarbeitszeit 
über eine schrittweise Anhebung der 
notwendigen Beitragszeit auf 41 Jahre von 
2009 bis 2012 umzusetzen. Außerdem 
sollen Unternehmen (unter Androhung 
von Strafen) ab 2010 angehalten werden, 
ältere Arbeitskräfte zu beschäftigen. Im 
Herbst 2008 wurde der bislang geltende 
Zwang aufgehoben, mit Erreichen des 
65. Lebensjahrs in Rente zu gehen. Diese 
Grenze wurde auf 70 Jahre angehoben; 
davor haben die Beschäftigten das Recht 
zu entscheiden, wann sie in Ruhestand 
gehen wollen.
■  Den chronischen Defi ziten der Kranken-
versicherung (allein 2007 drohte ein Defi zit 
von 11,7 Milliarden €) begegnete die 
Regierung mit einem klassischen Sparpro-
gramm: Selbstbeteiligungen bei Medi-
kamenten und beim Krankentransport, 
vollständige Umstellung der Krankenhaus-
Behandlungsentgelte auf Fallpauschalen.
25 Zahlen nach Les Echos, 
27.11.2008.
abschaﬀ te. Diese Reform betraf etwa 
500.000 Erwerbstätige in öﬀ entlichen 
Unternehmen wie dem Transport- und 
Energiesektor (SNCF, RATP, EDF, GDF), 
dem Bergbau, der Banque de France oder 
der Handelsmarine. 
Die Reform sieht vor, dass die Zahl der 
Beitragsjahre in diesen Unternehmen bis 
2012 schrittweise von 37,5 auf 40 Jahre 
angehoben wird. In den begleitenden 
Verhandlungen auf Unternehmensebene 
wurden kompensatorische Zugeständ-
nisse (z.B. in Form von Lohnerhöhungen) 
gemacht, um die sehr umstrittene und 
von Streik- und Protestaktionen begleitete 
Reform durchzusetzen. Die Kostenerspar-
nis für die beiden größten betroﬀ enen 
Unternehmen SNCF und RATP wird nach 
vorsichtigen Schätzungen von 290 Milli-
onen € (2012) auf 460 Millionen (2020) 
steigen und 2030 noch 370 Millionen € 
betragen.25
Die Regierung hat ferner angekündigt, die 
3. Licht und Schatten der „Sarkozy-Methode“
raubenden Kehrtwenden haben oft genug 
eine klare Linie vermissen lassen. Inhalt-
lich stehen Fehlentscheidungen – wie das 
unnötige, kostspielige Steuerpaket vom 
Sommer 2007 – und mangelnder Mut – 
wie im Bereich der Liberalisierung im Zuge 
des Attali-Berichts – neben wichtigen 
Reformimpulsen (Reform der Arbeitsagen-
tur, Verschlankung des Staatsapparates, 
Aufwertung des sozialen Dialogs). 
Bei den meisten strukturellen Reformen 
sind schnelle und sichtbare Erfolge nicht 
zu erwarten. Nun bleibt abzuwarten, ob 
Nicolas Sarkozy den begonnenen Verän-
derungsprozess konsequent und mit der 
notwendigen Nachhaltigkeit fortführen 
wird. Aus deutscher Sicht wäre dies wün-
schenswert. Frankreichs Partner haben 
ein vitales Interesse daran, dass der 
Präsident die wirtschaftliche Erneuerung 
Frankreichs erfolgreich vorantreiben kann. 
Dass derartige Prozesse schwierig sind, 
Widerstände produzieren und mit Fehlern 
behaftet sind, haben nicht zuletzt die 
deutschen Erfahrungen der Agenda 2010 
gezeigt, ebenso, dass Reformen ohne ge-
sellschaftliche Akzeptanz auf Dauer nicht 
werden bestehen können.26
Sarkozys Reformpolitik ist besser als 
ihr Ruf. Sie verdient weder die enthu-
siastischen Vorschusslorbeeren noch 
die teilweise überzogenen Kritiken, die 
ihr in Frankreich, aber auch hierzulande 
entgegengebracht worden sind. In zen- 
tralen Feldern – Arbeitsmarkt, Sozialstaat, 
unternehmerische Rahmenbedingungen, 
Staatsreform und Erneuerung der sozialen 
Beziehungen – sind Veränderungsprozes-
se eingeleitet worden, die das Land aus 
seiner Lethargie geweckt und in Bewe-
gung gebracht haben. Dies allein wiegt 
schwerer als die berechtigte Kritik an Stil, 
Inhalten und Methode, die man der Politik 
des Präsidenten entgegenhalten kann.
Sarkozys Methode – eine nahezu gleichzei-
tige Öﬀ nung zahlreicher Reformbaustellen 
mit engem Zeitrahmen, eine extreme Zen-
tralisierung der politischen Entscheidun-
gen, gleichzeitig aber auch die Einbezie-
hung der Sozialpartner – hat es vermocht, 
Veränderungen in Gang zu setzen. Mehr 
als einmal ist der Präsident aber auch 
Opfer seiner eigenen, oft völlig überzoge-
nen Ankündigungspolitik geworden. Sein 
Aktionismus, zuweilen auch seine atembe-
26 Zur Problematik des 
Wandels vgl. demnächst 
Joachim Schild/Henrik 
Uterwedde (Hrsg.), Die 
verunsicherte Französi-
sche Republik. Wandel der 
Strukturen, der Politik - 
und der Leitbilder? Baden-
Baden: Nomos 2009.
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